
 

SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG  Drucksache  17/2174   
17. Wahlperiode 12-01-19 

Bericht und Beschlussempfehlung 
 
des Bildungsausschusses 
 

a) Novellierung des Bildungsfreistellungs- und Qual ifizierungsgesetzes 
(BFQG) zu einem Weiterbildungsgesetz Schleswig-Hols tein (WBG) 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 17/1854 

b) Weiterbildungsgesetz 

Antrag der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/594 

 

Der Landtag hat den SPD-Antrag Drucksache 17/594 durch Plenarbeschluss vom 
17. Juni 2010 dem Bildungsausschuss zur Beratung überwiesen und den Gesetz-
entwurf der Landesregierung Drucksache 17/1854 durch Plenarbeschluss vom 
5. Oktober 2010 federführend dem Bildungsausschuss sowie mitberatend dem In-
nen- und Rechtsausschuss und dem Wirtschaftsausschuss überwiesen. 

Die Ausschüsse haben schriftliche Stellungnahmen zu der Thematik eingeholt. Der 
an der Beratung beteiligte Wirtschaftsausschuss hat sich zuletzt am 30. Novem-
ber 2011 mit dem Weiterbildungsgesetz befasst, der Innen- und Rechtsausschuss 
am 18. Januar und der federführende Bildungsausschuss am 19. Januar 2012. 

Mit den Stimmen von CDU und FDP gegen die Stimmen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, der LINKEN und des SSW empfiehlt der Bildungsausschuss dem Land-
tag, den SPD-Antrag Drucksache 17/594 abzulehnen. 

Im Einvernehmen mit den an der Beratung beteiligten Ausschüssen empfiehlt der 
Bildungsausschuss mit den Stimmen von CDU und FDP gegen die Stimmen von 
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der LINKEN und SSW, den Gesetzentwurf Druck-
sache 17/1854 in der Fassung der rechten Spalte der nachstehenden Gegenüber-
stellung anzunehmen. Änderungen gegenüber dem Ursprungsgesetzentwurf sind 
durch Fettdruck kenntlich gemacht. 

Susanne Herold 
Vorsitzende 
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Novellierung des Bildungsfreistellungs- und Qualifi zierungsgesetzes (BFQG) 
zu einem Weiterbildungsgesetz Schleswig-Holstein (W BG) 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 17/1854 

 
 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 

Gesetzentwurf  Ausschussvorschlag 

Inhaltsübersicht  unverändert 

Abschnitt I 
Grundsätze 

 

§ 1 Geltungsbereich   

§ 2 Begriff der Weiterbildung   

§ 3 Aufgaben und Ziele der Weiterbildung   

§ 4 Recht auf Weiterbildung   

Abschnitt II  
Bildungsfreistellung 

 

§ 5  Anspruch auf Bildungsfreistellung   

§ 6 Dauer der Bildungsfreistellung   

§ 7 Gewährung der Bildungsfreistellung   

§ 8 Erkrankung   

§ 9 Anrechenbarkeit anderweitiger Frei-
stellungsansprüche 

  

§ 10 Ausschluss von Doppelansprüchen   

§ 11 Wartezeit   

§ 12 Fortzahlung des Arbeitsentgeltes   

§ 13 Verbot der Erwerbstätigkeit   

§ 14 Verbot der Benachteiligung   

Abschnitt III 
Förderung 

 

§ 15 Finanzierung   
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Abschnitt IV  
Teilnahmeschutz und Aner-

kennung 

 

§ 16 Teilnahmeschutz   

§ 17 Anerkennung von Weiterbildungsver-
anstaltungen der Bildungsfreistellung 

  

§ 18 Widerruf der Anerkennung   

§ 19 Anerkennung von Trägern und Ein-
richtungen 

  

§ 20 Wirkung der Anerkennung   

§ 21 Befristung und Widerruf der Anerken-
nung 

  

§ 22 Ermächtigung   

Abschnitt V 
Koordinierung und Planung 

 

§ 23 Grundsätze   

§ 24 Beratungsorgane   

Abschnitt VI 
Durchführungsvorschriften 

 

§ 25 Zuständige Behörden   

§ 26 Übergangsbestimmungen   

§ 27 Inkrafttreten, Außerkrafttreten   
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Abschnitt I Abschnitt I 

Grundsätze Grundsätze 

§ 1 
Geltungsbereich 

§ 1 
Geltungsbereich 

Das Gesetz gilt für die Weiterbildung in 
Schleswig-Holstein. Die durch besondere 
Rechtsvorschriften geregelte Weiterbildung 
bleibt hiervon unberührt. Das Recht der Trä-
ger und Einrichtungen der Weiterbildung auf 
selbständige Lehrplan- und Programmgestal-
tung sowie ihr Recht auf freie Wahl der Leite-
rinnen oder Leiter und der Mitarbeiterinnen 
oder Mitarbeiter wird gewährleistet. 

  unverändert 

§ 2  
Begriff der Weiterbildung 

§ 2  
Begriff der Weiterbildung 

(1) Die Weiterbildung ist gleichberechtig-
ter Teil des Bildungswesens neben Schu-
le, Berufsausbildung und Hochschule. 

(1) Die Weiterbildung ist gleichberech-
tigter Teil des Bildungswesens neben 
vorschulischer Bildung, Schule, Be-
rufsausbildung und Hochschule. 

 (2) Weiterbildung ist ein wesentli-
cher Baustein im Kontext lebenslan-
gen Lernens.  

(2) Weiterbildung ist die Fortsetzung, 
Wiederaufnahme oder Ergänzung organi-
sierten Lernens außerhalb der Bildungs-
gänge der allgemein bildenden Schulen 
und der beruflichen Erstausbildung. So-
weit die außerschulische Jugendbildung 
nicht anderweitig rechtlich geregelt ist, 
gehört sie zur Weiterbildung im Sinne 
dieses Gesetzes. Sie umfasst gleichran-
gig die Bereiche der allgemeinen, der po-
litischen und der beruflichen Weiterbil-
dung. 

(3) unverändert 

§ 3 
Aufgaben und Ziele der Wei-

terbildung 

§ 3 
Aufgaben und Ziele der Wei-

terbildung 

(1) Die Weiterbildung soll dazu beitragen, 
die Einzelnen zu einem kritischen und 
verantwortlichen Handeln im persönli-
chen, öffentlichen und beruflichen Be-
reich zu befähigen. Die Weiterbildung soll 
auch die Gleichstellung von Frauen und 
Männern sowie von behinderten und nicht 

(1) Die Weiterbildung soll dazu beitra-
gen, die Einzelnen zu einem kritischen 
und verantwortlichen Handeln im per-
sönlichen, öffentlichen und beruflichen 
Bereich zu befähigen. Die Weiterbil-
dung soll auch die Gleichstellung von 
Frauen und Männern, von  Menschen 
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behinderten Menschen fördern. mit Behinderung sowie die Integrati-
on von Bürgerinnen und Bürgern mit 
Migrationshintergrund fördern.  

(2) Ziel der Weiterbildung ist es, über den 
Erwerb von Kenntnissen, Fähigkeiten und 
Fertigkeiten hinaus übergreifende Qualifi-
kationen zu vermitteln. Dazu gehört auch 
die Fähigkeit zur Kommunikation, zur Zu-
sammenarbeit und zur rationalen Austra-
gung von Konflikten. 

(2) Ziel der Weiterbildung ist es, über 
den Erwerb von Kenntnissen, Fähigkei-
ten und Fertigkeiten hinaus übergrei-
fende Qualifikationen zu vermitteln. 
Dazu gehört auch die Fähigkeit zur 
Kommunikation, zur Zusammenarbeit 
und zur rationalen Austragung von 
Konflikten. Zudem soll sie die Chan-
cen von benachteiligten Menschen 
insgesamt verbessern.  

(3) Die allgemeine Weiterbildung soll die 
Selbstentfaltung der Einzelnen fördern, 
indem sie zur Auseinandersetzung insbe-
sondere mit kulturellen, sozialen, wirt-
schaftlichen und ökologischen Fragen be-
fähigt und zum Handeln in diesen Berei-
chen anregt. Sie soll auch befähigen, so-
ziale Entwicklungen mitzugestalten. 

(3)  unverändert 

(4) Die politische Weiterbildung soll die 
Orientierung der Einzelnen in Staat und 
Gesellschaft fördern, indem sie die Beur-
teilung gesellschaftlicher Zusammenhän-
ge ermöglicht und zur Wahrnehmung 
staatsbürgerlicher Rechte und Pflichten 
befähigt. Sie soll die Fähigkeit und Be-
reitschaft zur Teilhabe an der gesell-
schaftlichen und staatlichen Willensbil-
dung fördern und dadurch die Demokratie 
sichern und den sozialen Rechtsstaat 
fortentwickeln. 

(4) unverändert 

(5) Die berufliche Weiterbildung soll der 
Erhaltung und Erweiterung der berufli-
chen Kenntnisse und Fertigkeiten und de-
ren Anpassung an die sich wandelnden 
Anforderungen, dem beruflichen Aufstieg 
oder dem Übergang in eine andere beruf-
liche Tätigkeit dienen. Sie soll dazu bei-
tragen, vorhandene Arbeitsplätze zu si-
chern, die Arbeitslosigkeit abzubauen und 
den beruflichen Wiedereinstieg zu ermög-
lichen. Sie soll dazu befähigen, Arbeit 
und Technik mitzugestalten. 

(5) unverändert 

(6) Die verschiedenen Bereiche der Wei-
terbildung wirken auf der Grundlage der 
ihnen jeweils eigenen Zielsetzung zu-
sammen (integrativer Ansatz). 

(6) unverändert 
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§ 4 
Recht auf Weiterbildung 

§ 4 
Recht auf Weiterbildung 

Jeder Mensch hat das Recht, die zur freien 
Entfaltung der Persönlichkeit, zur Mitgestal-
tung von Gesellschaft und Politik und zur 
Wahl und Ausübung des Berufs erforderli-
chen Kenntnisse und Qualifikationen zu er-
werben. Das Recht auf Weiterbildung steht 
jedem Menschen unabhängig von Ge-
schlecht, Alter, Bildung, gesellschaftlicher 
oder beruflicher Stellung, politischer oder 
weltanschaulicher Orientierung und Nationali-
tät zu. 

  unverändert 

Abschnitt II  
Bildungsfreistellung 

Abschnitt II  
Bildungsfreistellung 

§ 5  
Anspruch auf Bildungsfreistel-

lung 

§ 5  
Anspruch auf Bildungsfrei-

stellung 

(1) Der Anspruch auf Freistellung von der 
Arbeit zur Teilnahme an anerkannten 
Veranstaltungen der allgemeinen, politi-
schen und beruflichen Weiterbildung (Bil-
dungsfreistellung) steht allen Beschäftig-
ten einschließlich derer zu, die sich in ei-
ner Berufsausbildung befinden. Dies gilt 
nur, soweit die Beschäftigungsverhältnis-
se ihren Schwerpunkt in Schleswig-
Holstein haben. 

 unverändert 

(2) Als Beschäftigte im Sinne dieses Ge-
setzes gelten  

 

1.  Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,   

2.  Beamtinnen und Beamte nach § 1 
Abs. 1 des Landesbeamtengesetzes, 

 

3.  Richterinnen und Richter im Sinne 
des Landesrichtergesetzes,  

 

4.  in Heimarbeit Beschäftigte sowie ih-
nen Gleichgestellte und  

 

5.  andere Personen, die wegen ihrer 
wirtschaftlichen Unselbständigkeit als 
arbeitnehmerähnliche Personen an-
zusehen sind. Arbeitnehmerähnliche 
Personen in diesem Sinne sind auch 
Menschen mit Behinderungen im Ar-
beitsbereich einer anerkannten Werk-
statt für behinderte Menschen.  
Dienstherren im Geltungsbereich des 
Landesbeamtengesetzes gelten als 
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Arbeitgeberinnen oder Arbeitgeber im 
Sinne dieses Gesetzes. 

(3) Das Beschäftigungsverhältnis von 
Seeleuten hat im Sinne dieses Gesetzes 
seinen Schwerpunkt in Schleswig-
Holstein, wenn sich 

 

1. der Sitz der Reederei, der Partenree-
derei, der Korrespondentenreederei 
oder der Vertragsreederei in Schles-
wig-Holstein befindet oder 

 

2. der Heimathafen des Schiffes in 
Schleswig-Holstein befindet und das 
Schiff die Bundesflagge führt. 

 

 § 6  
Dauer der Bildungsfreistellung 

 § 6  
Dauer der Bildungsfreistel-

lung 

(1) Jeder und jedem Beschäftigten soll 
die Teilnahme an einer einwöchigen Wei-
terbildungsveranstaltung ermöglicht wer-
den. 

 unverändert 

(2) Der Anspruch auf Bildungsfreistellung 
umfasst fünf Arbeitstage in einem Kalen-
derjahr. Wird regelmäßig an mehr als fünf 
Tagen in der Woche oder in Wechsel-
schicht gearbeitet, erhöht sich der An-
spruch auf sechs Arbeitstage. Wird re-
gelmäßig an weniger als fünf Tagen in 
der Woche gearbeitet, verringert sich der 
Anspruch entsprechend. Der Anspruch 
auf Bildungsfreistellung des laufenden 
Jahres erlischt grundsätzlich mit dem Ab-
lauf des Kalenderjahres. 

 

(3) Ausnahmsweise kann der Anspruch 
auf Bildungsfreistellung des laufenden 
Kalenderjahres übertragen und bis zum 
doppelten des Anspruchs nach Absatz 2 
mit dem des Folgejahres verbunden wer-
den (Verblockung), soweit  

 

1. es für die Teilnahme an Weiterbil-
dungsveranstaltungen erforderlich ist, 
und 

 

2. die zuständige Behörde die Notwen-
digkeit der Verblockung für in Frage 
kommende Weiterbildungsveranstal-
tungen anerkannt hat. 

 

Die oder der Beschäftigte hat der Arbeitgebe-
rin oder dem Arbeitgeber unverzüglich, spä-
testens bis zum 31. Dezember des laufenden 
Jahres schriftlich mitzuteilen, ob im Folgejahr 
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eine Verblockung beabsichtigt ist. Unterbleibt 
diese Mitteilung, ist im Folgejahr die rückwir-
kende Verblockung mit dem Bildungsfreistel-
lungsanspruch des Vorjahres ausgeschlos-
sen.  

(4) Mit Zustimmung der Arbeitgeberin 
oder des Arbeitgebers kann eine Verblo-
ckung im Vorgriff auf künftige Bildungs-
freistellungsansprüche oder über mehr 
als zwei Jahre erfolgen. 

 

(5) Die Bildungsfreistellung soll an auf-
einander folgenden Tagen gewährt wer-
den; sie kann auch an einzelnen Tagen 
gewährt werden. 

 

§ 7 
Gewährung der Bildungsfrei-

stellung 

§ 7 
Gewährung der Bildungsfrei-

stellung 

(1) Die Teilnahme an einer Weiterbil-
dungsveranstaltung unterliegt der freien 
Wahl der Beschäftigten. Sie haben der 
Arbeitgeberin oder dem Arbeitgeber die 
Absicht, Bildungsfreistellung zu bean-
spruchen, unverzüglich, spätestens sechs 
Wochen vor Beginn der Weiterbildungs-
veranstaltung, mitzuteilen. Hierbei ist die 
Anerkennung der Veranstaltung nach § 
17 nachzuweisen. 

 unverändert 

(2) Die Bildungsfreistellung zu dem bean-
tragten Zeitpunkt kann von der Arbeitge-
berin oder dem Arbeitgeber versagt wer-
den, wenn betriebliche oder dienstliche 
Gründe oder Urlaubswünsche anderer 
Beschäftigter, die unter sozialen Ge-
sichtspunkten den Vorrang verdienen, 
entgegenstehen. Die Versagung ist der 
oder dem Beschäftigten unter Angabe 
des Grundes unverzüglich schriftlich mit-
zuteilen. 

 

(3) Ist die Bildungsfreistellung für das lau-
fende Kalenderjahr wiederholt versagt 
worden, ist der Bildungsfreistellungsan-
spruch auf das folgende Jahr zu übertra-
gen. In diesem Fall können im folgenden 
Jahr der Bildungsfreistellung Versa-
gungsgründe nicht entgegengehalten 
werden. 

 

(4) Die Teilnahme an der Weiterbildungs-
veranstaltung ist der Arbeitgeberin oder 
dem Arbeitgeber auf Wunsch nachzuwei-
sen. 
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§ 8 
Erkrankung 

§ 8 
Erkrankung 

Erkranken Beschäftigte während der Bil-
dungsfreistellung, wird die Zeit der Arbeitsun-
fähigkeit auf den Bildungsfreistellungsan-
spruch nicht angerechnet, wenn die Arbeits-
unfähigkeit durch ärztliches Zeugnis nach-
gewiesen wird. 

  unverändert 

§ 9 
Anrechenbarkeit anderweitiger 

Freistellungsansprüche 

§ 9 
Anrechenbarkeit anderweiti-
ger Freistellungsansprüche 

(1) Freistellungen zur Teilnahme an Wei-
terbildungsveranstaltungen aufgrund an-
derer Gesetze oder von Tarifverträgen, 
Betriebs- oder Dienstvereinbarungen 
oder sonstigen Sonderregelungen kön-
nen auf den Bildungsfreistellungsan-
spruch nach diesem Gesetz nur ange-
rechnet werden, wenn sie den Grundsät-
zen der Weiterbildung nach dem Ab-
schnitt I dieses Gesetzes entsprechen 
und die Anrechenbarkeit ausdrücklich be-
stimmt ist. 

 unverändert 

(2) Die Anrechnung von Bildungsfreistel-
lungsansprüchen auf den gesetzlichen, 
tariflichen oder durch Arbeitsvertrag ver-
einbarten Erholungsurlaub ist unzulässig. 

 

§ 10 
Ausschluss von Doppelansprü-

chen 

§ 10 
Ausschluss von Doppelan-

sprüchen 

(1) Der Anspruch auf Bildungsfreistellung 
besteht nicht, soweit der oder dem Be-
schäftigten für das laufende Kalenderjahr 
bereits von einer früheren Arbeitgeberin 
oder einem früheren Arbeitgeber Bil-
dungsfreistellung gewährt worden ist. 

 unverändert 

(2) Die Arbeitgeberin oder der Arbeitge-
ber ist verpflichtet, bei Beendigung des 
Ausbildungs-, Arbeits- oder Dienstver-
hältnisses der oder dem Beschäftigten 
auf Verlangen eine Bescheinigung über 
die Bildungsfreistellung auszustellen. 

 

§ 11 
Wartezeit 

§ 11 
Wartezeit 

Der Bildungsfreistellungsanspruch eines Ka-
lenderjahres wird erstmalig nach sechsmona-

  unverändert 
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tigem Bestehen des Ausbildungs-, Arbeits- 
oder Dienstverhältnisses erworben. 

§ 12  
Fortzahlung des Arbeitsentgel-

tes 

§ 12  
Fortzahlung des Arbeitsent-

geltes 

(1) Für die Zeit der Bildungsfreistellung 
zur Teilnahme an anerkannten Weiterbil-
dungsveranstaltungen ist das zustehende 
Arbeitsentgelt ohne Minderung fortzuzah-
len. Für die Bemessung des fortzuzah-
lenden Arbeitsentgeltes sind die einzel-
vertraglichen, tarifvertraglichen oder ge-
setzlichen Regelungen für den Erho-
lungsurlaub entsprechend anzuwenden. 

(1) Für die Zeit der Bildungsfreistellung 
zur Teilnahme an anerkannten Weiter-
bildungsveranstaltungen ist das zuste-
hende Arbeitsentgelt ohne Minderung 
fortzuzahlen. Für die Bemessung des 
fortzuzahlenden Arbeitsentgeltes sind 
die einzelvertraglichen, tarifvertragli-
chen oder gesetzlichen Regelungen für 
den Erholungsurlaub entsprechend an-
zuwenden. Bei Beschäftigten mit va-
riablen Einkommen wird der durch-
schnittliche Monatsverdienst der 
letzten zwölf Monate vor Anmeldung 
zur Bildungsfreistellung zugrunde 
gelegt.  

(2) Ist für das laufende Kalenderjahr Bil-
dungsfreistellung beansprucht worden 
und endet das Ausbildungs-, Arbeits- 
oder Dienstverhältnis vor Ablauf dieses 
Kalenderjahres, kann die Rückzahlung 
des fortgezahlten Arbeitsentgeltes nicht 
verlangt werden. 

(2) unverändert 

(3) Ist eine Bildungsfreistellung nicht in 
Anspruch genommen worden, kann eine 
Ausgleichszahlung nicht verlangt werden. 

(3) unverändert 

§ 13  
Verbot der Erwerbstätigkeit 

§ 13  
Verbot der Erwerbstätigkeit 

Während der Bildungsfreistellung darf die 
oder der Beschäftigte keine dem Zweck die-
ses Gesetzes zuwiderlaufende Erwerbstätig-
keit ausüben. 

  unverändert 

§ 14  
Verbot der Benachteiligung 

§ 14  
Verbot der Benachteiligung 

(1) Beschäftigte dürfen wegen der Inan-
spruchnahme der Bildungsfreistellung 
nicht benachteiligt werden. 

 unverändert 

(2) Von den Bestimmungen dieses Ge-
setzes darf nur zugunsten der Beschäftig-
ten abgewichen werden. 
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Abschnitt III  
Förderung 

Abschnitt III  
Förderung 

§ 15  
Finanzierung 

§ 15  
Finanzierung 

Das Land fördert die Weiterbildung nach 
Maßgabe des Haushalts, insbesondere zur 
Aufrechterhaltung folgender Formen der Wei-
terbildungsinfrastruktur: 

 Das Land fördert die Weiterbildung nach 
Maßgabe des Haushalts, insbesondere zur 
Aufrechterhaltung folgender Formen der 
Weiterbildungsinfrastruktur: 

1. Träger und Einrichtungen der Weiter-
bildung zur flächendeckenden Grund-
versorgung (Volkshochschulen), 

1.  unverändert 

2. Berufsbildungsstätten und Bildungs-
stätten der allgemeinen und politi-
schen Weiterbildung, 

2. Berufsbildungsstätten und Bil-
dungsstätten der allgemeinen, kul-
turellen und politischen Weiterbil-
dung, 

3. eine Weiterbildungsdatenbank zur 
Transparenzverbesserung, 

3.  unverändert 

4. Weiterbildungsinformation und Wei-
terbildungsberatung,  

4.  unverändert 

5. Maßnahmen zur Förderung des beruf-
lichen Wiedereinstiegs nach einer fa-
milienbedingten Unterbrechung sowie 

5.  unverändert 

6. Modellvorhaben und besondere Ziel-
gruppen. 

6.  unverändert 

Abschnitt IV  
Teilnahmeschutz und Aner-

kennung 

Abschnitt IV  
Teilnahmeschutz und Aner-

kennung 

§ 16  
Teilnahmeschutz 

 unverändert 

(1) Weiterbildungsveranstaltungen sind 
der Verantwortung einer Leiterin oder ei-
nes Leiters zu unterstellen. 

 

(2) Die Träger oder Einrichtungen der 
Weiterbildung, die Weiterbildungsveran-
staltungen anbieten, haben diejenigen, 
die an einer Weiterbildungsveranstaltung 
teilnehmen wollen, vor Veranstaltungsbe-
ginn und bevor ein Weiterbildungsvertrag 
geschlossen wird, schriftlich zu unterrich-
ten über 

 

1. die Person der Leiterin oder des Lei-
ters nach Absatz 1, 
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2. das Thema, den Inhalt sowie den Ar-
beits- und Zeitplan der Veranstaltung, 

 

3. die bei Veranstaltungsbeginn voraus-
zusetzende Vorbildung sowie eine 
sonst erforderliche oder vorteilhafte 
Vorbereitung auf die Veranstaltung, 

 

4. die Zulassungsvoraussetzungen für 
eine öffentlich-rechtliche oder ander-
weitige Prüfung, wenn die Veranstal-
tung auf eine solche Prüfung vorberei-
tet, 

 

5. die Zertifikate oder anderen Beschei-
nigungen, die durch die Teilnahme 
erworben werden können, 

 

6. die Geschäfts- und Teilnahmebedin-
gungen sowie die Kosten der Veran-
staltung. 

 

(3) Der Veranstalter hat den Teilnehmen-
den unentgeltlich die Anmeldung nach 
Abschluss des Weiterbildungsvertrages 
und die Teilnahme an der Weiterbil-
dungsveranstaltung nach deren Ab-
schluss zu bescheinigen. Die Teilnahme-
bescheinigung soll mindestens enthalten 
die Bezeichnung, das Ziel und den Inhalt 
der Veranstaltung, das Datum, den Zeit-
raum und die Zahl der Unterrichtsstunden 
sowie die Einrichtung oder die durchfüh-
rende Stelle der Veranstaltung. 

 

§ 17  
Anerkennung von Weiterbil-

dungsveranstaltungen der Bil-
dungsfreistellung 

 

(1) Die Anerkennung einer Weiterbil-
dungsveranstaltung der Bildungsfreistel-
lung auf Antrag durch die zuständige Be-
hörde ist Voraussetzung für die Bildungs-
freistellung im Sinne von § 5. Bei der An-
erkennung von Weiterbildungsveranstal-
tungen wird die zuständige Behörde von 
einem Ausschuss der Kommission Wei-
terbildung (§ 24) beraten. 

 

(2) Die Anerkennung setzt voraus, dass   

1. es sich um eine Weiterbildungsveran-
staltung im Sinne von § 3 handelt, 

 

2. die Veranstalter die Veranstaltung 
selbst planen und durchführen und 
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3. die Veranstalter hinsichtlich der Quali-
fikation ihrer Lehrkräfte, der verbindli-
chen Festlegung von Bildungszielen, 
der Qualität ihres Angebotes sowie 
der räumlichen und sachlichen Aus-
stattung eine sachgemäße und teil-
nehmerorientierte Bildung gewährleis-
ten.  

 

Darüber hinaus müssen die Voraussetzun-
gen nach § 16 erfüllt sein.  

  

(3) Eine Veranstaltung darf nicht aner-
kannt werden, wenn 

 

1. die Teilnahme von der Zugehörigkeit 
zu bestimmten Organisationen, Ver-
einigungen oder Institutionen abhän-
gig gemacht wird, 

 

2. die Veranstaltung unmittelbar zur 
Durchsetzung partei- oder verbands-
politischer Ziele dient, 

 

3. die Veranstaltung überwiegend be-
trieblichen oder dienstlichen Zwecken 
dient,  

 

4. die Veranstaltung mehr als geringfü-
gig der Erholung, der eigenen priva-
ten Lebensführung oder der eigenen 
Freizeitgestaltung dient oder 

 

5. die Ziele der Veranstalter oder der 
Weiterbildungsveranstaltung nicht mit 
der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung im Sinne des Grund-
gesetzes und der Verfassung des 
Landes im Einklang stehen. 

 

Für die Anerkennung einer Weiterbildungs-
veranstaltung ist es unschädlich, wenn die 
Teilnahme von der Zugehörigkeit zu einer 
pädagogisch begründeten Zielgruppe oder 
von bildungsbezogenen Voraussetzungen 
abhängig gemacht wird. 

  

(4) Bei Weiterbildungsveranstaltungen, 
die mehrere Veranstalter in Koopera-
tion durchführen, liegt die Gesamtver-
antwortung für die Veranstaltung beim 
Antrag stellenden Veranstalter. 

 

(5) Die Anerkennung kann mit der Aufla-
ge verbunden werden, dass der zu-
ständigen Behörde Auskünfte über 
Zahl, Alter und Geschlecht der Teil-
nehmenden und über die Teilnahme-
beiträge zu erteilen sind. 

 



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 17. Wahlperiode Drucksache 17/2174  

 

 - 15 - 

(6) Der Veranstalter hat den Beauftragten 
der zuständigen Behörde den Zutritt 
zu den anerkannten Weiterbildungs-
veranstaltungen zu gestatten. Auf 
Verlangen der zuständigen Behörde 
hat der Veranstalter Auskünfte über 
laufende und, wenn Weiterbildungs-
veranstaltungen mehrfach durchge-
führt wurden, auch über abgeschlos-
sene Weiterbildungsveranstaltungen 
zu erteilen und dazu erforderliche Un-
terlagen vorzulegen. Der Veranstalter 
hat der für die Anerkennung zuständi-
gen Behörde alle Veränderungen der 
für die Anerkennung der Veranstal-
tung maßgebenden Tatsachen unver-
züglich mitzuteilen. 

 

§ 18  
Widerruf der Anerkennung 

 

Die Anerkennung von Weiterbildungsveran-
staltungen der Bildungsfreistellung kann wi-
derrufen werden, wenn 

  

1. die Voraussetzungen für eine Aner-
kennung nicht vorlagen, als die Aner-
kennung ausgesprochen wurde, 

 

2. die Voraussetzungen für die Aner-
kennung nachträglich entfallen sind 
oder 

 

3. ein Veranstalter seinen Pflichten nach 
diesem Gesetz, insbesondere seinen 
Mitteilungs-, Auskunfts- und Gestat-
tungspflichten nach § 17 Abs. 6, nicht 
nachkommt. 

 

§ 19  
Anerkennung von Trägern und 

Einrichtungen 

 

(1) Wer im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes  

 

1. eine oder mehrere Einrichtungen der 
Weiterbildung im Sinne von Absatz 2 
unterhält oder  

 

2. Weiterbildungsveranstaltungen im 
Sinne von § 17 durchführt,  

 

kann auf Antrag von der zuständigen Be-
hörde als Träger der Weiterbildung aner-
kannt werden. Gemeinden und Gemein-
deverbände gelten als anerkannte Träger 
der Weiterbildung. Die Anerkennung setzt 
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voraus, dass der Träger 

1. in Schleswig-Holstein regelmäßig 
Veranstaltungen der Weiterbildung 
anbietet, 

 

2. sein Weiterbildungsangebot veröffent-
licht und grundsätzlich allen zugäng-
lich macht, soweit nicht aus besonde-
ren pädagogischen Gründen eine be-
stimmte Auswahl des Teilnehmerkrei-
ses geboten ist, 

 

3. mindestens ein hauptberufliches Be-
schäftigungsverhältnis im Umfang ei-
ner Vollzeitstelle oder zwei Teilzeit-
stellen mit überwiegend pädagogisch-
konzeptioneller Tätigkeit nachweist; 
die Qualifikation ist durch eine ent-
sprechende Hochschulausbildung 
oder durch Berufserfahrung und Fort-
bildungen nachzuweisen, 

 

4. die Arbeits- und Beschäftigungsbe-
dingungen seines in einem hauptbe-
ruflichen, abhängigen Beschäfti-
gungsverhältnis stehenden Personals 
nach den arbeitsrechtlichen Anforde-
rungen und den jeweils geltenden ta-
rifvertraglichen Bestimmungen sozial-
verträglich ausgestaltet und darum 
bemüht ist, dem Gebot der Gleichstel-
lung Rechnung zu tragen, und dass 

 

5. von ihm in Schleswig-Holstein unter-
haltene Einrichtungen den Anforde-
rungen von Absatz 2 sowie von § 16 
genügen. 

 

(2) Bildungsstätten und andere Institutio-
nen anerkannter oder nicht anerkannter 
Träger im Sinne von Absatz 1, die orga-
nisierte Weiterbildungsveranstaltungen in 
Schleswig-Holstein anbieten und durch-
führen, können auf Antrag von der zu-
ständigen Behörde als Einrichtung der 
Weiterbildung anerkannt werden, wenn 
sie den Anforderungen von Absatz 1 Satz 
3 Nr. 1 bis 4 entsprechen.  

 

(3) Die Anerkennung kann mit der Aufla-
ge verbunden werden, dass der zustän-
digen Behörde Auskünfte über Art und 
Zahl der angebotenen Bildungsveranstal-
tungen, über Art und Umfang der Finan-
zierung, über Art, Zahl und Geschlecht 
des dort beschäftigten Personals und 
über die Verteilung der Teilnehmenden 
nach Alter und Geschlecht zu erteilen 
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sind. 

(4) Bei der Anerkennung von Trägern und 
Einrichtungen der Weiterbildung wirkt die 
Kommission Weiterbildung (§ 24) durch 
einen Ausschuss beratend mit. Den Mit-
gliedern dieses Ausschusses, den von 
der Kommission Weiterbildung benannten 
Sachverständigen sowie den Vertreterin-
nen und Vertretern der zuständigen Be-
hörde ist der Zutritt zu der Einrichtung 
und den Weiterbildungsveranstaltungen 
zu gestatten. § 17 Abs. 6 Satz 2 gilt ent-
sprechend. 

 

§ 20  
Wirkung der Anerkennung 

 

(1) Die Anerkennung nach § 19 Abs. 1 
berechtigt den Träger, neben seiner Be-
zeichnung das staatliche Gütesiegel 
„Staatlich anerkannter Träger der Weiter-
bildung“ zu führen. 

 

(2) Die Anerkennung nach § 19 Abs. 2 
berechtigt die Einrichtung, neben ihrer 
Bezeichnung das staatliche Gütesiegel 
„Staatlich anerkannte Einrichtung der 
Weiterbildung“ zu führen. 

 

§ 21  
Befristung und Widerruf der 

Anerkennung 

 

(1) Die Anerkennung nach § 19 ist zu be-
fristen. Die Frist kann auf Antrag verlän-
gert werden, wenn die Voraussetzungen 
für die Anerkennung weiterhin vorliegen. 

 

(2) Werden Mängel festgestellt, hat die 
zuständige Behörde, falls der Mangel zu 
beheben und eine Gefährdung des Wei-
terbildungszwecks im Sinne von § 3 nicht 
zu erwarten ist, den Träger oder die Ein-
richtung aufzufordern, innerhalb einer be-
stimmten Frist den Mangel zu beseitigen. 
Ist der Mangel nicht ausräumbar oder in-
nerhalb der gesetzten Frist nicht beseitigt, 
ist die Anerkennung zu widerrufen. Vor 
dem Widerruf ist die Kommission Weiter-
bildung (§ 24) anzuhören. 

 

§ 22  
Ermächtigung 

 

Das für Weiterbildungspolitik zuständige Mi-   
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nisterium wird ermächtigt, durch Verordnung 
das Nähere zu regeln über 

1. die Voraussetzungen und das Verfah-
ren der Anerkennung nach §§ 17, 19 
und des Widerrufs der Anerkennung 
nach §§ 18, 21 Abs. 2, die Dauer der 
Befristung und das Verfahren zur Ver-
längerung der Frist nach § 21 Abs. 1, 

 

2. die Voraussetzungen und das Verfah-
ren der Anerkennung der von anderen 
öffentlichen Stellen für eine Bildungs-
freistellung anerkannten Weiterbil-
dungsveranstaltungen. 

 

Abschnitt V  
Koordinierung und Planung 

Abschnitt V  
Koordinierung und Planung 

§ 23  
Grundsätze 

unverändert 

Die anerkannten Träger und Einrichtungen 
der Weiterbildung im Sinne von § 19 wirken 
zur Förderung der Weiterbildung insbesonde-
re mit Schulen, regionalen Bildungszentren, 
Hochschulen und Ausbildungseinrichtungen 
zusammen. Ihre Zusammenarbeit soll dazu 
dienen, ein umfassendes Gesamtangebot zu 
gewährleisten, Arbeitsteilung zu ermöglichen 
und Schwerpunkte zu bilden.  

  

§ 24  
Beratungsorgane 

 

(1) Die Landesregierung wird durch eine 
Kommission Weiterbildung beraten, de-
ren Aufgabe es ist, die Entwicklung der 
Weiterbildung in Schleswig-Holstein zu 
fördern. Die Kommission unterbreitet der 
Landesregierung Vorschläge, Empfeh-
lungen und Gutachten auf dem Gebiet 
der Weiterbildung und unterstützt das Zu-
sammenwirken im Sinne von § 23. Die 
Landesregierung regelt die Zusammen-
setzung der Kommission Weiterbildung 
und des Ausschusses nach § 17 Abs. 1 
und § 19 Abs.  4 durch Beschluss. Dabei 
sollen Frauen und Männer in gleicher An-
zahl vertreten sein. Das für Weiterbil-
dungspolitik zuständige Ministerium führt 
die Geschäfte der Kommission Weiterbil-
dung. 

 

(2) Zur örtlichen und regionalen Koordi-
nierung und Kooperation im Bereich der 
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Weiterbildung können Beratungsorgane 
in den Kreisen und kreisfreien Städten 
eingerichtet werden.  

Abschnitt VI  
Zuständigkeits- und Schluss-

bestimmungen 

Abschnitt VI  
Zuständigkeits- und 

Schlussbestimmungen 

§ 25  
Zuständige Behörden 

unverändert 

(1) Zuständige Behörden für die Durch-
führung des § 17 Abs. 1 und 5, § 19 Abs. 
1 und § 21 ist das für Weiterbildungspoli-
tik zuständige Ministerium. Es entschei-
det in den Fällen des § 17 Abs. 1 im Be-
nehmen und in den Fällen des § 19 Abs. 
1 im Einvernehmen mit dem Ministerium, 
dessen Geschäftsbereich durch die Ent-
scheidung berührt wird. Das für Weiter-
bildungspolitik zuständige Ministerium 
wird ermächtigt, die Anerkennung von 
Weiterbildungsveranstaltungen der Bil-
dungsfreistellung im Sinne von § 17 Abs. 
1 und 5 auf die Investitionsbank Schles-
wig-Holstein nach Maßgabe einer geson-
derten Vereinbarung gemäß § 6 Abs. 3 in 
Verbindung mit § 8 Abs. 1 des Investiti-
onsbankgesetzes vom 7. Mai 2003 
(GVOBl. Schl.-H. S. 206), zuletzt geän-
dert durch Artikel 16 des Gesetzes vom 
17. Dezember 2010 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 789) (Aufgabenübertragungsvertrag) 
zu übertragen. 

 

(2) Das für Weiterbildungspolitik zustän-
dige Ministerium koordiniert die Arbeit der 
zuständigen Ministerien. 

 

§ 26  
Übergangsbestimmungen 

 

Anerkennungen, die vor Inkrafttreten der 
Novelle des Bildungsfreistellungs- und Quali-
fizierungsgesetzes ausgesprochen wurden, 
behalten für die Dauer ihrer Befristung ihre 
Gültigkeit, soweit sie nicht durch verwal-
tungsrechtliche Verfahren aufgehoben wer-
den. 

  

§ 27  
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

Das Gesetz tritt am ..... in Kraft. Gleichzeitig 
tritt das Bildungsfreistellungs- und Qualifi-
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zierungsgesetz vom 7.  Juni 1990 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 364), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 16. Dezember 2002 (GVOBl. Schl.-
H. S. 264), Zuständigkeiten und Ressortbe-
zeichnungen zuletzt ersetzt durch Verord-
nung vom 12. Oktober 2005 (GVOBl. Schl.-
H. S. 487 ber. 2006 S. 241), außer Kraft. 

 


